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Änderungsantrag der Fraktion BfR zur Beschlussvorlage 106/2016 „Verhandlung des Bürgermeisters mit umliegenden Gemeinden in der Freiwilligenphase der Gemeindegebietsreform“

Der Bürgermeister wird beauftragt, mit allen offiziellen Vertretern der Kommunen, die an Rudolstadt angrenzen, Gespräche über Zusammenschlüsse entsprechend des Vorschaltgesetzes zur geplanten Gebiets- und Funktionalreform in Thüringen zu führen, sofern diese Vertreter Interesse an Gesprächen mit der Stadt Rudolstadt bekunden. Ferner wird der Bürgermeister beauftragt, zur geplanten Gebiets- und Funktionalreform eine Arbeitsgruppe, bestehend aus dem Bürgermeister, dem Ersten Beigeordneten sowie je einem Vertreter aus allen im Rudolstädter Stadtrat vertretenen Fraktionen, zu bilden. 

Diese Arbeitsgruppe oder einzelne Vertreter dieser Arbeitsgruppe informieren die Fraktionen und den Stadtrat in jeder Stadtratssitzung über Gespräche mit potentiell interessierten Kommunen für ein Zusammengehen mit der Stadt Rudolstadt auf der Grundlage des Vorschaltgesetzes. Die Arbeitsgruppe soll weiterhin Angebote an interessierte, an das Stadtgebiet von Rudolstadt angrenzende Ortsteile von Einheitsgemeinden unterbreiten. Das Vorschaltgesetz sieht dafür Ausnahmeregelungen vor.



im Namen der Fraktion der Bürger für Rudolstadt
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